
Gesetzesvorschlag

Einführung des Videoprotokolls

Änderungen der Strafprozeßordnung

geltende Fassung AE-ADH
§ 271 Hauptverhandlungsprotokoll

(1) 1 Über die Hauptverhandlung ist ein Proto­
koll aufzunehmen und von dem Vorsitzenden und 
dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, soweit 
dieser in der Hauptverhandlung anwesend war, zu 
unterschreiben. 2 Der Tag der Fertigstellung ist 
darin anzugeben oder aktenkundig zu machen.

(2) 1 Ist der Vorsitzende verhindert, so unter­
schreibt für ihn der älteste beisitzende Richter. 
2 Ist der Vorsitzende das einzige richterliche Mit­
glied des Gerichts, so genügt bei seiner Verhinde­
rung die Unterschrift des Urkundsbeamten der Ge­
schäftsstelle.

§ 271 Dokumentation der Hauptverhandlung
(1) 1 Die Hauptverhandlung ist in Bild und 

Ton aufzuzeichnen (Videoprotokoll). 2 Die Auf­
zeichnung ist mit einem Index zu versehen, aus 
dem der Gang der Hauptverhandlung ersicht­
lich ist. 3 Der Ort und der Tag der Verhandlung, 
die Namen aller teilnehmenden Personen und 
die Bezeichnung der Straftat nach der Ankla­
ge sind anzugeben; ebenso ist anzugeben, ob 
öffentlich verhandelt wird. 4 Das fertiggestellte 
Videoprotokoll wird als deren Bestandteil zu 
den Akten genommen. 5 Vor der Fertigstellung 
des Videoprotokolls darf das Urteil nicht zuge­
stellt werden.

(2) Die Staatsanwaltschaft, der Angeklagte 
und der Verteidiger erhalten bereits während 
der Hauptverhandlung Zugang zu der Auf­
zeichnung.

  
§ 272 Inhalt des Hauptverhandlungsprotokolls

Das Protokoll über die Hauptverhandlung ent­
hält
1. den Ort und den Tag der Verhandlung;
2. die Namen der Richter und Schöffen, des Be­

amten der Staatsanwaltschaft, des Urkundsbe­
amten der Geschäftsstelle und des zugezoge­
nen Dolmetschers;

3. die Bezeichnung der Straftat nach der Anklage;
4. die Namen der Angeklagten, ihrer Verteidi­

ger, der Privatkläger, der Nebenkläger, der An­
spruchsteller nach § 403, der sonstigen Neben­
beteiligten, der gesetzlichen Vertreter, der Be­
vollmächtigten und der Beistände;

5. die Angabe, daß öffentlich verhandelt oder die 
Öffentlichkeit ausgeschlossen ist.

entfällt

B.

I.

1.
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geltende Fassung AE-ADH
§ 273 Beurkundung der Hauptverhandlung

(1) 1 Das Protokoll muß den Gang und die Er­
gebnisse der Hauptverhandlung im wesentlichen 
wiedergeben und die Beachtung aller wesentlichen 
Förmlichkeiten ersichtlich machen, auch die Be­
zeichnung der verlesenen Urkunden oder derjeni­
gen, von deren Verlesung nach § 249 Abs. 2 abge­
sehen worden ist, sowie die im Laufe der Verhand­
lung gestellten Anträge, die ergangenen Entschei­
dungen und die Urteilsformel enthalten. 2 In das 
Protokoll muss auch der wesentliche Ablauf und 
Inhalt einer Erörterung nach § 257b aufgenommen 
werden.

(1a) 1 Das Protokoll muss auch den wesentli­
chen Ablauf und Inhalt sowie das Ergebnis einer 
Verständigung nach § 257c wiedergeben. 2 Glei­
ches gilt für die Beachtung der in § 243 Absatz 
4, § 257c Absatz 4 Satz 4 und Absatz 5 vorgeschrie­
benen Mitteilungen und Belehrungen. 3 Hat eine 
Verständigung nicht stattgefunden, ist auch dies 
im Protokoll zu vermerken.

(2) 1 Aus der Hauptverhandlung vor dem Straf­
richter und dem Schöffengericht sind außerdem 
die wesentlichen Ergebnisse der Vernehmungen in 
das Protokoll aufzunehmen; dies gilt nicht, wenn 
alle zur Anfechtung Berechtigten auf Rechtsmittel 
verzichten oder innerhalb der Frist kein Rechts­
mittel eingelegt wird. 2 Der Vorsitzende kann an­
ordnen, dass anstelle der Aufnahme der wesent­
lichen Vernehmungsergebnisse in das Protokoll 
einzelne Vernehmungen im Zusammenhang als 
Tonaufzeichnung zur Akte genommen werden. 
3 § 58a Abs. 2 Satz 1 und 3 bis 6 gilt entsprechend.

(3) 1 Kommt es auf die Feststellung eines Vor­
gangs in der Hauptverhandlung oder des Wort­
lauts einer Aussage oder einer Äußerung an, so 
hat der Vorsitzende von Amts wegen oder auf An­
trag einer an der Verhandlung beteiligten Person 
die vollständige Protokollierung und Verlesung 
anzuordnen. 2 Lehnt der Vorsitzende die Anord­
nung ab, so entscheidet auf Antrag einer an der 
Verhandlung beteiligten Person das Gericht. 3 In 
dem Protokoll ist zu vermerken, daß die Verlesung 
geschehen und die Genehmigung erfolgt ist oder 
welche Einwendungen erhoben worden sind.

(4) Bevor das Protokoll fertiggestellt ist, darf das 
Urteil nicht zugestellt werden.

entfällt

  
§ 274 Beweiskraft des Protokolls
1 Die Beobachtung der für die Hauptverhandlung 
vorgeschriebenen Förmlichkeiten kann nur durch 
das Protokoll bewiesen werden. 2 Gegen den diese 
Förmlichkeiten betreffenden Inhalt des Protokolls 
ist nur der Nachweis der Fälschung zulässig.

entfällt

B. Gesetzesvorschlag
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geltende Fassung AE-ADH
§ 337 Revisionsgründe

(1) Die Revision kann nur darauf gestützt wer­
den, daß das Urteil auf einer Verletzung des Geset­
zes beruhe.

(2) Das Gesetz ist verletzt, wenn eine Rechts­
norm nicht oder nicht richtig angewendet worden 
ist.

§ 337 Revisionsgründe
(1) [unverändert]

 
 

(2) [unverändert]
 
 

(3) Eine Verletzung des Gesetzes liegt auch 
vor, wenn im Urteil
1. ein Beweismittel verwertet wird, das in 

der Hauptverhandlung nicht erhoben wur­
de oder das nicht verwertet werden durfte, 
oder

2. der Inhalt der in der Hauptverhandlung er­
hobenen Beweise überhaupt nicht oder of­
fensichtlich unrichtig wiedergegeben wird.

  
§ 344 Revisionsbegründung

(1) Der Beschwerdeführer hat die Erklärung ab­
zugeben, inwieweit er das Urteil anfechte und des­
sen Aufhebung beantrage (Revisionsanträge), und 
die Anträge zu begründen.

(2) 1 Aus der Begründung muß hervorgehen, 
ob das Urteil wegen Verletzung einer Rechtsnorm 
über das Verfahren oder wegen Verletzung einer 
anderen Rechtsnorm angefochten wird. 2 Ersteren­
falls müssen die den Mangel enthaltenden Tatsa­
chen angegeben werden.

§ 344 Revisionsbegründung
(1) [unverändert]

 
 
 

(2) 1 Aus der Begründung muß hervorgehen, 
ob das Urteil wegen Verletzung einer Rechtsnorm 
über das Verfahren oder wegen Verletzung einer 
anderen Rechtsnorm angefochten wird. 2 Ersteren­
falls müssen die den Mangel enthaltenden Tatsa­
chen angegeben werden. 3 Wird auf Vorgänge 
in der Hauptverhandlung Bezug genommen, 
sind die Abschnitte des Videoprotokolls, die 
diese Vorgänge dokumentieren, zu bezeichnen; 
einer schriftlichen Übertragung der Aufzeich­
nung bedarf es nicht.

I. Einführung des Videoprotokolls
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geltende Fassung AE-ADH
§ 347 Zustellung; Gegenerklärung; Vorlage der 
Akten an das Revisionsgericht
 

(1) 1 Ist die Revision rechtzeitig eingelegt und 
sind die Revisionsanträge rechtzeitig und in der 
vorgeschriebenen Form angebracht, so ist die Re­
visionsschrift dem Gegner des Beschwerdeführers 
zuzustellen. 2 Diesem steht frei, binnen einer 
Woche eine schriftliche Gegenerklärung einzurei­
chen. 3 Wird das Urteil wegen eines Verfahrens­
mangels angefochten, so gibt der Staatsanwalt in 
dieser Frist eine Gegenerklärung ab, wenn anzu­
nehmen ist, dass dadurch die Prüfung der Revisi­
onsbeschwerde erleichtert wird. 4 Der Angeklagte 
kann die Gegenerklärung auch zu Protokoll der 
Geschäftsstelle abgeben.
 
 
 
 

(2) Nach Eingang der Gegenerklärung oder 
nach Ablauf der Frist sendet die Staatsanwaltschaft 
die Akten an das Revisionsgericht.

§ 347 Zustellung; Gegenerklärung; Erklärung 
des Gerichts; Vorlage der Akten an das Revisi­
onsgericht

(1) 1 Ist die Revision rechtzeitig eingelegt und 
sind die Revisionsanträge rechtzeitig und in der 
vorgeschriebenen Form angebracht, so ist die Re­
visionsschrift dem Gegner des Beschwerdeführers 
zuzustellen. 2 Diesem steht frei, binnen einer 
Woche eine schriftliche Gegenerklärung einzurei­
chen. 3 Wird das Urteil wegen eines Verfahrens­
mangels angefochten, so gibt der Staatsanwalt in 
dieser Frist eine Gegenerklärung ab, wenn anzu­
nehmen ist, dass dadurch die Prüfung der Revisi­
onsbeschwerde erleichtert wird. 4 Nimmt die Ge­
generklärung auf Vorgänge der Hauptverhand­
lung Bezug, die vom Beschwerdeführer nicht 
vorgetragen worden sind, gilt § 344 Abs. 2 Satz 3 
entsprechend. 5 Der Angeklagte kann die Gegen­
erklärung auch zu Protokoll der Geschäftsstelle ab­
geben.

(2) 1 Bezieht sich ein Revisionsantrag auf Vor­
gänge in der Hauptverhandlung, so kann das 
Gericht, dessen Urteil angefochten wird, sich 
dazu binnen zwei Wochen erklären. 2 Absatz 1 
Satz 4 gilt entsprechend.

(3) Nach Eingang der Gegenerklärung sowie 
nach Eingang der Erklärung nach Absatz 2 oder 
nach Ablauf der Fristen übersendet die Staatsan­
waltschaft die Akten an das Revisionsgericht.

  
§ 352 Umfang der Urteilsprüfung

(1) Der Prüfung des Revisionsgerichts unterlie­
gen nur die gestellten Revisionsanträge und, so­
weit die Revision auf Mängel des Verfahrens ge­
stützt wird, nur die Tatsachen, die bei Anbringung 
der Revisionsanträge bezeichnet worden sind.

§ 352 Umfang der Urteilsprüfung
(1) 1 Der Prüfung des Revisionsgerichts unter­

liegen nur die gestellten Revisionsanträge und, 
soweit die Revision auf Mängel des Verfahrens 
gestützt wird, nur die Tatsachen, die bei Anbrin­
gung der Revisionsanträge bezeichnet worden 
sind. 2 Wird der Revisionsantrag mit Vorgängen 
in der Hauptverhandlung begründet, so legt 
das Revisionsgericht seiner Prüfung nur die Ab­
schnitte des Videoprotokolls zugrunde, die in 
den Revisionsanträgen, in der Gegenerklärung 
und in der Erklärung des Gerichts nach § 347 
Absatz 2 angegeben sind.

(2) Eine weitere Begründung der Revisionsan­
träge als die in § 344 Abs. 2 vorgeschriebene ist 
nicht erforderlich und, wenn sie unrichtig ist, un­
schädlich.

(2) [unverändert]

B. Gesetzesvorschlag
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Änderungen des Strafgesetzbuchs

geltende Fassung AE-ADH
§ 353d Verbotene Mitteilungen über Gerichts­
verhandlungen
  Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer
1. entgegen einem gesetzlichen Verbot über eine 

Gerichtsverhandlung, bei der die Öffentlich­
keit ausgeschlossen war, oder über den Inhalt 
eines die Sache betreffenden amtlichen Doku­
ments öffentlich eine Mitteilung macht,

2. entgegen einer vom Gericht auf Grund ei­
nes Gesetzes auferlegten Schweigepflicht Tatsa­
chen unbefugt offenbart, die durch eine nicht­
öffentliche Gerichtsverhandlung oder durch 
ein die Sache betreffendes amtliches Doku­
ment zu seiner Kenntnis gelangt sind, oder

3. die Anklageschrift oder andere amtliche Doku­
mente eines Strafverfahrens, eines Bußgeldver­
fahrens oder eines Disziplinarverfahrens, ganz 
oder in wesentlichen Teilen, im Wortlaut öf­
fentlich mitteilt, bevor sie in öffentlicher Ver­
handlung erörtert worden sind oder das Ver­
fahren abgeschlossen ist.

§ 353d Verbotene Mitteilungen über Gerichts­
verhandlungen
  Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer
1. [unverändert]

 
 
 
 

2. [unverändert]
 
 
 
 
 

3. [unverändert]
 
 
 
  
 
 
4. ein Videoprotokoll einer Hauptverhandlung 

in Strafsachen ganz oder teilweise an unbe­
fugte Personen weitergibt oder öffentlich 
mitteilt.

Folgeänderungen

Änderungen der Strafprozeßordnung

geltende Fassung AE-ADH
§ 59 Vereidigung

(1) 1 Zeugen werden nur vereidigt, wenn es das 
Gericht wegen der ausschlaggebenden Bedeutung 
der Aussage oder zur Herbeiführung einer wah­
ren Aussage nach seinem Ermessen für notwendig 
hält. 2 Der Grund dafür, dass der Zeuge vereidigt 
wird, braucht im Protokoll nicht angegeben zu 
werden, es sei denn, der Zeuge wird außerhalb der 
Hauptverhandlung vernommen.

(2) 1 Die Vereidigung der Zeugen erfolgt ein­
zeln und nach ihrer Vernehmung. 2 Soweit nichts 
anderes bestimmt ist, findet sie in der Hauptver­
handlung statt.

§ 59 Vereidigung
(1) 1 Zeugen werden nur vereidigt, wenn es das 

Gericht wegen der ausschlaggebenden Bedeutung 
der Aussage oder zur Herbeiführung einer wah­
ren Aussage nach seinem Ermessen für notwendig 
hält. 2 Der Grund dafür, dass der Zeuge vereidigt 
wird, braucht nicht für das Protokoll festgestellt 
zu werden, es sei denn, der Zeuge wird außerhalb 
der Hauptverhandlung vernommen.

(2) [unverändert]

  

2.

II.

1.

II. Folgeänderungen
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geltende Fassung AE-ADH
§ 86 Richterlicher Augenschein

Findet die Einnahme eines richterlichen Augen­
scheins statt, so ist im Protokoll der vorgefundene 
Sachbestand festzustellen und darüber Auskunft 
zu geben, welche Spuren oder Merkmale, deren 
Vorhandensein nach der besonderen Beschaffen­
heit des Falles vermutet werden konnte, gefehlt 
haben.

§ 86 Richterlicher Augenschein
Findet die Einnahme eines richterlichen Augen­

scheins statt, so ist der vorgefundene Sachbe­
stand für das Protokoll festzustellen und darüber 
Auskunft zu geben, welche Spuren oder Merkma­
le, deren Vorhandensein nach der besonderen Be­
schaffenheit des Falles vermutet werden konnte, 
gefehlt haben.

  
§ 138d Verfahren bei Ausschließung des Vertei­
digers

(1) Über die Ausschließung des Verteidigers 
wird nach mündlicher Verhandlung entschieden.

(2) 1 Der Verteidiger ist zu dem Termin der 
mündlichen Verhandlung zu laden. 2 Die La­
dungsfrist beträgt eine Woche; sie kann auf drei 
Tage verkürzt werden. 3 Die Staatsanwaltschaft, 
der Beschuldigte und in den Fällen des § 138c 
Abs. 2 Satz 3 der Vorstand der Rechtsanwaltskam­
mer sind von dem Termin zur mündlichen Ver­
handlung zu benachrichtigen.

(3) Die mündliche Verhandlung kann ohne den 
Verteidiger durchgeführt werden, wenn er ord­
nungsgemäß geladen und in der Ladung darauf 
hingewiesen worden ist, daß in seiner Abwesen­
heit verhandelt werden kann.

(4) 1 In der mündlichen Verhandlung sind die 
anwesenden Beteiligten zu hören. 2 Für die An­
hörung des Vorstands der Rechtsanwaltskammer 
gilt § 247a Absatz 2 Satz 1 und 3 entsprechend. 
3 Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das 
Gericht nach pflichtgemäßem Ermessen. 4 Über 
die Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen; 
die §§ 271 bis 273 gelten entsprechend.

§ 138d Verfahren bei Ausschließung des Vertei­
digers

(1) [unverändert]
 

(2) [unverändert]
 
 
 
 
 
 
 

(3) [unverändert]
 
 
 
 

(4) 1 In der mündlichen Verhandlung sind die 
anwesenden Beteiligten zu hören. 2 Für die An­
hörung des Vorstands der Rechtsanwaltskammer 
gilt § 247a Absatz 2 Satz 1 und 3 entsprechend. 
3 Den Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das 
Gericht nach pflichtgemäßem Ermessen. 4 Über 
die Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen; 
§ 271 gilt entsprechend.

(5) 1 Die Entscheidung ist am Schluß der münd­
lichen Verhandlung zu verkünden. 2 Ist dies nicht 
möglich, so ist die Entscheidung spätestens binnen 
einer Woche zu erlassen.

(5) [unverändert]

  

B. Gesetzesvorschlag
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geltende Fassung AE-ADH
§ 140 Notwendige Verteidigung

(1) Ein Fall der notwendigen Verteidigung liegt 
vor, wenn
1. zu erwarten ist, dass die Hauptverhandlung im 

ersten Rechtszug vor dem Oberlandesgericht, 
dem Landgericht oder dem Schöffengericht 
stattfindet;

2. dem Beschuldigten ein Verbrechen zur Last ge­
legt wird;

3. das Verfahren zu einem Berufsverbot führen 
kann;

4. der Beschuldigte nach den §§ 115, 115a, 128 
Absatz 1 oder § 129 einem Gericht zur Ent­
scheidung über Haft oder einstweilige Unter­
bringung vorzuführen ist;

5. der Beschuldigte sich auf Grund richterlicher 
Anordnung oder mit richterlicher Genehmi­
gung in einer Anstalt befindet;

6. zur Vorbereitung eines Gutachtens über den 
psychischen Zustand des Beschuldigten seine 
Unterbringung nach § 81 in Frage kommt;

7. zu erwarten ist, dass ein Sicherungsverfahren 
durchgeführt wird;

8. der bisherige Verteidiger durch eine Entschei­
dung von der Mitwirkung in dem Verfahren 
ausgeschlossen ist;

9. dem Verletzten nach den §§ 397a und 406h 
Absatz 3 und 4 ein Rechtsanwalt beigeordnet 
worden ist;

10. bei einer richterlichen Vernehmung die Mit­
wirkung eines Verteidigers auf Grund der Be­
deutung der Vernehmung zur Wahrung der 
Rechte des Beschuldigten geboten erscheint;

11. ein seh-, hör- oder sprachbehinderter Beschul­
digter die Bestellung beantragt.

§ 140 Notwendige Verteidigung
(1)  Ein Fall der notwendigen Verteidigung 

liegt vor, wenn
 

[Nr. 1–11 unverändert.]

 12. zur Begründung einer Rüge gemäß § 337 
Absatz 3 auf ein Videoprotokoll (§ 344 Ab­
satz 2 Satz 3) Bezug genommen wird.

II. Folgeänderungen
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geltende Fassung AE-ADH
§ 247 Entfernung des Angeklagten bei Verneh­
mung von Mitangeklagten und Zeugen

1 Das Gericht kann anordnen, daß sich der An­
geklagte während einer Vernehmung aus dem Sit­
zungszimmer entfernt, wenn zu befürchten ist, ein 
Mitangeklagter oder ein Zeuge werde bei seiner 
Vernehmung in Gegenwart des Angeklagten die 
Wahrheit nicht sagen. 2 Das gleiche gilt, wenn 
bei der Vernehmung einer Person unter 18 Jah­
ren als Zeuge in Gegenwart des Angeklagten ein 
erheblicher Nachteil für das Wohl des Zeugen zu 
befürchten ist oder wenn bei einer Vernehmung 
einer anderen Person als Zeuge in Gegenwart des 
Angeklagten die dringende Gefahr eines schwer­
wiegenden Nachteils für ihre Gesundheit besteht. 
3 Die Entfernung des Angeklagten kann für die 
Dauer von Erörterungen über den Zustand des 
Angeklagten und die Behandlungsaussichten ange­
ordnet werden, wenn ein erheblicher Nachteil für 
seine Gesundheit zu befürchten ist. 4 Der Vorsit­
zende hat den Angeklagten, sobald dieser wieder 
anwesend ist, von dem wesentlichen Inhalt dessen 
zu unterrichten, was während seiner Abwesenheit 
ausgesagt oder sonst verhandelt worden ist.

§ 247 Entfernung des Angeklagten bei Verneh­
mung von Mitangeklagten und Zeugen

1 Das Gericht kann anordnen, daß sich der An­
geklagte während einer Vernehmung aus dem Sit­
zungszimmer entfernt, wenn zu befürchten ist, ein 
Mitangeklagter oder ein Zeuge werde bei seiner 
Vernehmung in Gegenwart des Angeklagten die 
Wahrheit nicht sagen. 2 Das gleiche gilt, wenn 
bei der Vernehmung einer Person unter 18 Jah­
ren als Zeuge in Gegenwart des Angeklagten ein 
erheblicher Nachteil für das Wohl des Zeugen zu 
befürchten ist oder wenn bei einer Vernehmung 
einer anderen Person als Zeuge in Gegenwart des 
Angeklagten die dringende Gefahr eines schwer­
wiegenden Nachteils für ihre Gesundheit besteht. 
3 Die Entfernung des Angeklagten kann für die 
Dauer von Erörterungen über den Zustand des 
Angeklagten und die Behandlungsaussichten ange­
ordnet werden, wenn ein erheblicher Nachteil für 
seine Gesundheit zu befürchten ist. 4 In den Fäl­
len des Satzes 1 und 2 erhält der Angeklagte ent­
weder Gelegenheit, die Aussage durch zeitglei­
che Videoübertragung mitzuverfolgen, oder, so­
bald er wieder anwesend ist, die Bild-Ton-Auf­
zeichnung dessen anzusehen, was während sei­
ner Abwesenheit ausgesagt oder sonst verhan­
delt worden ist. 5 In den Fällen des Satzes 3 
hat der Vorsitzende den Angeklagten, sobald 
dieser wieder anwesend ist, von dem wesentli­
chen Inhalt dessen zu unterrichten, was wäh­
rend seiner Abwesenheit ausgesagt oder sonst 
verhandelt worden ist. 

B. Gesetzesvorschlag
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geltende Fassung AE-ADH
§ 247a Anordnung einer audiovisuellen Verneh­
mung von Zeugen

(1) 1 Besteht die dringende Gefahr eines schwer­
wiegenden Nachteils für das Wohl des Zeugen, 
wenn er in Gegenwart der in der Hauptverhand­
lung Anwesenden vernommen wird, so kann das 
Gericht anordnen, daß der Zeuge sich während 
der Vernehmung an einem anderen Ort aufhält; 
eine solche Anordnung ist auch unter den Voraus­
setzungen des § 251 Abs. 2 zulässig, soweit dies zur 
Erforschung der Wahrheit erforderlich ist. 2 Die 
Entscheidung ist unanfechtbar. 3 Die Aussage wird 
zeitgleich in Bild und Ton in das Sitzungszimmer 
übertragen. 4 Sie soll aufgezeichnet werden, wenn 
zu besorgen ist, daß der Zeuge in einer weite­
ren Hauptverhandlung nicht vernommen werden 
kann und die Aufzeichnung zur Erforschung der 
Wahrheit erforderlich ist. 5 § 58a Abs. 2 findet ent­
sprechende Anwendung.

(2) 1 Das Gericht kann anordnen, dass die Ver­
nehmung eines Sachverständigen in der Weise er­
folgt, dass dieser sich an einem anderen Ort als das 
Gericht aufhält und die Vernehmung zeitgleich in 
Bild und Ton an den Ort, an dem sich der Sach­
verständige aufhält, und in das Sitzungszimmer 
übertragen wird. 2 Dies gilt nicht in den Fällen 
des § 246a. 3 Die Entscheidung nach Satz 1 ist un­
anfechtbar.

§ 247a Anordnung einer audiovisuellen Verneh­
mung von Zeugen

(1) 1 Besteht die dringende Gefahr eines schwer­
wiegenden Nachteils für das Wohl des Zeugen, 
wenn er in Gegenwart der in der Hauptverhand­
lung Anwesenden vernommen wird, so kann das 
Gericht anordnen, daß der Zeuge sich während 
der Vernehmung an einem anderen Ort aufhält; 
eine solche Anordnung ist auch unter den Voraus­
setzungen des § 251 Abs. 2 zulässig, soweit dies zur 
Erforschung der Wahrheit erforderlich ist. 2 Die 
Entscheidung ist unanfechtbar. 3 Die Aussage wird 
zeitgleich in Bild und Ton in das Sitzungszimmer 
übertragen und aufgezeichnet. 4 § 58a Abs. 2 fin­
det entsprechende Anwendung.
 
 
 
 

(2) [unverändert]

  
§ 249 Führung des Urkundenbeweises durch 
Verlesung; Selbstleseverfahren

(1) 1 Urkunden sind zum Zweck der Beweiser­
hebung über ihren Inhalt in der Hauptverhand­
lung zu verlesen. 2 Elektronische Dokumente sind 
Urkunden, soweit sie verlesbar sind.

(2) 1 Von der Verlesung kann, außer in den 
Fällen der §§ 253 und 254, abgesehen werden, 
wenn die Richter und Schöffen vom Wortlaut 
der Urkunde Kenntnis genommen haben und 
die übrigen Beteiligten hierzu Gelegenheit hatten. 
2 Widerspricht der Staatsanwalt, der Angeklagte 
oder der Verteidiger unverzüglich der Anordnung 
des Vorsitzenden, nach Satz 1 zu verfahren, so ent­
scheidet das Gericht. 3 Die Anordnung des Vorsit­
zenden, die Feststellungen über die Kenntnisnah­
me und die Gelegenheit hierzu und der Wider­
spruch sind in das Protokoll aufzunehmen.

§ 249 Führung des Urkundenbeweises durch 
Verlesung; Selbstleseverfahren

(1) [unverändert]
 
 
 

(2) 1 Von der Verlesung kann, außer in den 
Fällen der §§ 253 und 254, abgesehen werden, 
wenn die Richter und Schöffen vom Wortlaut 
der Urkunde Kenntnis genommen haben und 
die übrigen Beteiligten hierzu Gelegenheit hatten. 
2 Widerspricht der Staatsanwalt, der Angeklagte 
oder der Verteidiger unverzüglich der Anordnung 
des Vorsitzenden, nach Satz 1 zu verfahren, so ent­
scheidet das Gericht. 3 Die Anordnung des Vorsit­
zenden, die Feststellungen über die Kenntnisnah­
me und die Gelegenheit hierzu und der Wider­
spruch sind für das Protokoll festzustellen.

  
§ 255 Protokollierung der Verlesung

In den Fällen der §§ 253 und 254 ist die Verle­
sung und ihr Grund auf Antrag der Staatsanwalt­
schaft oder des Angeklagten im Protokoll zu er­
wähnen.

§ 255 Protokollierung der Verlesung
In den Fällen der §§ 253 und 254 ist der Grund 

der Verlesung auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
oder des Angeklagten für das Protokoll festzu­
stellen.

II. Folgeänderungen
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geltende Fassung AE-ADH
§ 266 Nachtragsanklage

(1) Erstreckt der Staatsanwalt in der Hauptver­
handlung die Anklage auf weitere Straftaten des 
Angeklagten, so kann das Gericht sie durch Be­
schluß in das Verfahren einbeziehen, wenn es für 
sie zuständig ist und der Angeklagte zustimmt.

(2) 1 Die Nachtragsanklage kann mündlich er­
hoben werden. 2 Ihr Inhalt entspricht dem § 200 
Abs. 1. 3 Sie wird in das Sitzungsprotokoll aufge­
nommen. 4 Der Vorsitzende gibt dem Angeklagten 
Gelegenheit, sich zu verteidigen.

(3) 1 Die Verhandlung wird unterbrochen, 
wenn es der Vorsitzende für erforderlich hält oder 
wenn der Angeklagte es beantragt und sein An­
trag nicht offenbar mutwillig oder nur zur Verzö­
gerung des Verfahrens gestellt ist. 2 Auf das Recht, 
die Unterbrechung zu beantragen, wird der Ange­
klagte hingewiesen.

§ 266 Nachtragsanklage
(1) [unverändert]

 
 
 
 

(2) 1 Die Nachtragsanklage kann mündlich er­
hoben werden. 2 Ihr Inhalt entspricht dem § 200 
Abs. 1. 3 Der Vorsitzende gibt dem Angeklagten 
Gelegenheit, sich zu verteidigen.
 

(3) [unverändert]

  
§ 275 Absetzungsfrist und Form des Urteils

(1) 1 Ist das Urteil mit den Gründen nicht be­
reits vollständig in das Protokoll aufgenommen 
worden, so ist es unverzüglich zu den Akten zu 
bringen. 2 Dies muß spätestens fünf Wochen nach 
der Verkündung geschehen; diese Frist verlängert 
sich, wenn die Hauptverhandlung länger als drei 
Tage gedauert hat, um zwei Wochen, und wenn 
die Hauptverhandlung länger als zehn Tage ge­
dauert hat, für jeden begonnenen Abschnitt von 
zehn Hauptverhandlungstagen um weitere zwei 
Wochen. 3 Nach Ablauf der Frist dürfen die Ur­
teilsgründe nicht mehr geändert werden. 4 Die 
Frist darf nur überschritten werden, wenn und so­
lange das Gericht durch einen im Einzelfall nicht 
voraussehbaren unabwendbaren Umstand an ihrer 
Einhaltung gehindert worden ist. 5 Der Zeitpunkt, 
zu dem das Urteil zu den Akten gebracht ist, und 
der Zeitpunkt einer Änderung der Gründe müssen 
aktenkundig sein.

(2) 1 Das Urteil ist von den Richtern, die bei der 
Entscheidung mitgewirkt haben, zu unterschrei­
ben. 2 Ist ein Richter verhindert, seine Unterschrift 
beizufügen, so wird dies unter der Angabe des 
Verhinderungsgrundes von dem Vorsitzenden und 
bei dessen Verhinderung von dem ältesten beisit­
zenden Richter unter dem Urteil vermerkt. 3 Der 
Unterschrift der Schöffen bedarf es nicht.

(3) Die Bezeichnung des Tages der Sitzung so­
wie die Namen der Richter, der Schöffen, des 
Beamten der Staatsanwaltschaft, des Verteidigers 
und des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle, die 
an der Sitzung teilgenommen haben, sind in das 
Urteil aufzunehmen.

§ 275 Absetzungsfrist und Form des Urteils
(1) 1 Das Urteil ist unverzüglich zu den Ak­

ten zu bringen. 2 Dies muß spätestens fünf 
Wochen nach der Verkündung geschehen; diese 
Frist verlängert sich, wenn die Hauptverhandlung 
länger als drei Tage gedauert hat, um zwei Wo­
chen, und wenn die Hauptverhandlung länger als 
zehn Tage gedauert hat, für jeden begonnenen 
Abschnitt von zehn Hauptverhandlungstagen um 
weitere zwei Wochen. 3 Nach Ablauf der Frist dür­
fen die Urteilsgründe nicht mehr geändert werden. 
4 Die Frist darf nur überschritten werden, wenn 
und solange das Gericht durch einen im Einzelfall 
nicht voraussehbaren unabwendbaren Umstand an 
ihrer Einhaltung gehindert worden ist. 5 Der Zeit­
punkt, zu dem das Urteil zu den Akten gebracht 
ist, und der Zeitpunkt einer Änderung der Gründe 
müssen aktenkundig sein.
 
 

(2) [unverändert]
 
 
 
 
 
 
 

(3) [unverändert] 
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geltende Fassung AE-ADH
§ 323 Vorbereitung der Berufungshauptver­
handlung

(1) 1 Für die Vorbereitung der Hauptverhand­
lung gelten die Vorschriften der §§ 214 und 216 
bis 225a. 2 In der Ladung ist der Angeklagte auf die 
Folgen des Ausbleibens ausdrücklich hinzuweisen.

(2) 1 Die Ladung der im ersten Rechtszug ver­
nommenen Zeugen und Sachverständigen kann 
nur dann unterbleiben, wenn ihre wiederholte 
Vernehmung zur Aufklärung der Sache nicht er­
forderlich erscheint. 2 Sofern es erforderlich er­
scheint, ordnet das Berufungsgericht die Übertra­
gung einer als Tonaufzeichnung zur Akte genom­
menen Vernehmung gemäß § 273 Abs. 2 Satz 2 in 
ein Protokoll an. 3 Wer die Übertragung hergestellt 
hat, versieht diese mit dem Vermerk, dass die 
Richtigkeit der Übertragung bestätigt wird. 4 Der 
Staatsanwaltschaft, dem Verteidiger und dem An­
geklagten ist eine Abschrift des Protokolls zu er­
teilen. 5 Der Nachweis der Unrichtigkeit der Über­
tragung ist zulässig. 6 Das Protokoll kann nach 
Maßgabe des § 325 verlesen werden.

(3) Neue Beweismittel sind zulässig.
(4) Bei der Auswahl der zu ladenden Zeugen 

und Sachverständigen ist auf die von dem Ange­
klagten zur Rechtfertigung der Berufung benann­
ten Personen Rücksicht zu nehmen.

§ 323 Vorbereitung der Berufungshauptver­
handlung

(1) [unverändert]
 
 
 

(2) 1 Die Ladung der im ersten Rechtszug ver­
nommenen Zeugen und Sachverständigen kann 
nur dann unterbleiben, wenn ihre wiederholte 
Vernehmung zur Aufklärung der Sache nicht er­
forderlich erscheint. 2 Sofern es erforderlich er­
scheint, ordnet das Berufungsgericht die Vorfüh­
rung des Videoprotokolls einer Vernehmung 
nach Maßgabe des § 325 an.
 
 
 
 
 
 
 
 

(3) [unverändert]
(4) [unverändert]

  
§ 325 Verlesung von Urkunden
 

Bei der Berichterstattung und der Beweisaufnah­
me können Urkunden verlesen werden; Protokol­
le über Aussagen der in der Hauptverhandlung 
des ersten Rechtszuges vernommenen Zeugen und 
Sachverständigen dürfen, abgesehen von den Fäl­
len der §§ 251 und 253, ohne die Zustimmung 
der Staatsanwaltschaft und des Angeklagten nicht 
verlesen werden, wenn die wiederholte Vorladung 
der Zeugen oder Sachverständigen erfolgt ist oder 
von dem Angeklagten rechtzeitig vor der Haupt­
verhandlung beantragt worden war.

§ 325 Verlesung von Urkunden, Vorführung des 
Videoprotokolls

Bei der Berichterstattung und der Beweisaufnah­
me können Urkunden verlesen werden; das Vi­
deoprotokoll über Aussagen der in der Haupt­
verhandlung des ersten Rechtszuges vernomme­
nen Zeugen und Sachverständigen darf, abgese­
hen von den Fällen der §§ 251 und 253, ohne 
die Zustimmung der Staatsanwaltschaft und des 
Angeklagten nicht vorgeführt werden, wenn die 
wiederholte Vorladung der Zeugen oder Sachver­
ständigen erfolgt ist oder von dem Angeklagten 
rechtzeitig vor der Hauptverhandlung beantragt 
worden war.

II. Folgeänderungen
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geltende Fassung AE-ADH
§ 385 Stellung des Privatklägers; Ladung; Akten­
einsicht

(1) 1 Soweit in dem Verfahren auf erhobene öf­
fentliche Klage die Staatsanwaltschaft zuzuziehen 
und zu hören ist, wird in dem Verfahren auf erho­
bene Privatklage der Privatkläger zugezogen und 
gehört. 2 Alle Entscheidungen, die dort der Staats­
anwaltschaft bekanntgemacht werden, sind hier 
dem Privatkläger bekanntzugeben.

(2) Zwischen der Zustellung der Ladung des 
Privatklägers zur Hauptverhandlung und dem Tag 
der letzteren muß eine Frist von mindestens einer 
Woche liegen.

(3) 1 Für den Privatkläger kann ein Rechtsan­
walt die Akten, die dem Gericht vorliegen oder 
von der Staatsanwaltschaft im Falle der Erhebung 
einer Anklage vorzulegen wären, einsehen sowie 
amtlich verwahrte Beweisstücke besichtigen, so­
weit der Untersuchungszweck in einem anderen 
Strafverfahren nicht gefährdet werden kann und 
überwiegende schutzwürdige Interessen des Be­
schuldigten oder Dritter nicht entgegenstehen. 
2 Der Privatkläger, der nicht durch einen Rechts­
anwalt vertreten wird, ist in entsprechender An­
wendung des Satzes 1 befugt, die Akten einzuse­
hen und amtlich verwahrte Beweisstücke unter 
Aufsicht zu besichtigen. 3 Werden die Akten 
nicht elektronisch geführt, können dem Privatklä­
ger, der nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten 
wird, an Stelle der Einsichtnahme in die Akten 
Kopien aus den Akten übermittelt werden. 4 § 406e 
Absatz 5 gilt entsprechend.
 
 
 

(4) In den Fällen der §§ 154a und 421 ist deren 
Absatz 3 Satz 2 nicht anzuwenden.

(5) 1 Im Revisionsverfahren ist ein Antrag des 
Privatklägers nach § 349 Abs. 2 nicht erforderlich. 
2 § 349 Abs. 3 ist nicht anzuwenden.

§ 385 Stellung des Privatklägers; Ladung; Akten­
einsicht

(1) [unverändert]
 
 
 
 
 
 

(2) [unverändert]
 
 
 

(3) 1 Für den Privatkläger kann ein Rechtsan­
walt die Akten, die dem Gericht vorliegen oder 
von der Staatsanwaltschaft im Falle der Erhebung 
einer Anklage vorzulegen wären, einsehen sowie 
amtlich verwahrte Beweisstücke besichtigen, so­
weit der Untersuchungszweck in einem anderen 
Strafverfahren nicht gefährdet werden kann und 
überwiegende schutzwürdige Interessen des Be­
schuldigten oder Dritter nicht entgegenstehen. 
2 Der Privatkläger, der nicht durch einen Rechts­
anwalt vertreten wird, ist in entsprechender An­
wendung des Satzes 1 befugt, die Akten einzuse­
hen und amtlich verwahrte Beweisstücke unter 
Aufsicht zu besichtigen. 3 Werden die Akten 
nicht elektronisch geführt, können dem Privatklä­
ger, der nicht durch einen Rechtsanwalt vertreten 
wird, an Stelle der Einsichtnahme in die Akten 
Kopien aus den Akten übermittelt werden. 4 § 406e 
Absatz 5 gilt entsprechend. 5 Das Recht auf Ein­
sicht in die Bild-Ton-Aufzeichnung (§ 271 Ab­
satz 2) steht nach Maßgabe der Sätze 1 und 2 
auch dem Privatkläger zu.

(4) [unverändert]
 

(5) [unverändert]
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geltende Fassung AE-ADH
§ 397 Verfahrensrechte des Nebenklägers

(1) 1 Der Nebenkläger ist, auch wenn er als 
Zeuge vernommen werden soll, zur Anwesenheit 
in der Hauptverhandlung berechtigt. 2 Er ist zur 
Hauptverhandlung zu laden; § 145a Absatz 2 Satz 1 
und § 217 Absatz 1 und 3 gelten entsprechend. 
3 Die Befugnis zur Ablehnung eines Richters 
(§§ 24, 31) oder Sachverständigen (§ 74), das Frage­
recht (§ 240 Absatz 2), das Recht zur Beanstandung 
von Anordnungen des Vorsitzenden (§ 238 Absatz 
2) und von Fragen (§ 242), das Beweisantragsrecht 
(§ 244 Absatz 3 bis 6) sowie das Recht zur Ab­
gabe von Erklärungen (§§ 257, 258) stehen auch 
dem Nebenkläger zu. 4 Dieser ist, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, im selben Umfang zu­
zuziehen und zu hören wie die Staatsanwaltschaft. 
5 Entscheidungen, die der Staatsanwaltschaft be­
kannt gemacht werden, sind auch dem Nebenklä­
ger bekannt zu geben; § 145a Absatz 1 und 3 gilt 
entsprechend.
 

(2) 1 Der Nebenkläger kann sich des Beistands 
eines Rechtsanwalts bedienen oder sich durch 
einen solchen vertreten lassen. 2 Der Rechtsanwalt 
ist zur Anwesenheit in der Hauptverhandlung be­
rechtigt. 3 Er ist vom Termin der Hauptverhand­
lung zu benachrichtigen, wenn seine Wahl dem 
Gericht angezeigt oder er als Beistand bestellt wur­
de.

(3) Ist der Nebenkläger der deutschen Sprache 
nicht mächtig, erhält er auf Antrag nach Maßgabe 
des § 187 Absatz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
eine Übersetzung schriftlicher Unterlagen, soweit 
dies zur Ausübung seiner strafprozessualen Rechte 
erforderlich ist.

§ 397 Verfahrensrechte des Nebenklägers
(1) 1 Der Nebenkläger ist, auch wenn er als 

Zeuge vernommen werden soll, zur Anwesenheit 
in der Hauptverhandlung berechtigt. 2 Er ist zur 
Hauptverhandlung zu laden; § 145a Absatz 2 Satz 1 
und § 217 Absatz 1 und 3 gelten entsprechend. 
3 Die Befugnis zur Ablehnung eines Richters 
(§§ 24, 31) oder Sachverständigen (§ 74), das Frage­
recht (§ 240 Absatz 2), das Recht zur Beanstandung 
von Anordnungen des Vorsitzenden (§ 238 Absatz 
2) und von Fragen (§ 242), das Beweisantragsrecht 
(§ 244 Absatz 3 bis 6), das Recht zur Abgabe von 
Erklärungen (§§ 257, 258) sowie das Recht zur 
Einsicht in die Bild-Ton-Aufzeichnung (§ 271 
Absatz 2) stehen auch dem Nebenkläger zu. 4 Die­
ser ist, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, im selben Umfang zuzuziehen und zu hören 
wie die Staatsanwaltschaft. 5 Entscheidungen, die 
der Staatsanwaltschaft bekannt gemacht werden, 
sind auch dem Nebenkläger bekannt zu geben; 
§ 145a Absatz 1 und 3 gilt entsprechend.

(2) [unverändert]
 
 
 
 
 
 
 

(3) [unverändert]

  
§ 405 Vergleich

(1) 1 Auf Antrag der nach § 403 zur Geltendma­
chung eines Anspruchs Berechtigten und des An­
geklagten nimmt das Gericht einen Vergleich über 
die aus der Straftat erwachsenen Ansprüche in das 
Protokoll auf. 2 Es soll auf übereinstimmenden An­
trag der in Satz 1 Genannten einen Vergleichsvor­
schlag unterbreiten.

(2) Für die Entscheidung über Einwendungen 
gegen die Rechtswirksamkeit des Vergleichs ist das 
Gericht der bürgerlichen Rechtspflege zuständig, 
in dessen Bezirk das Strafgericht des ersten Rechts­
zuges seinen Sitz hat.

§ 405 Vergleich
(1) 1 Auf Antrag der nach § 403 zur Geltendma­

chung eines Anspruchs Berechtigten und des An­
geklagten stellt das Gericht einen Vergleich über 
die aus der Straftat erwachsenen Ansprüche für 
das Protokoll fest. 2 Es soll auf übereinstimmen­
den Antrag der in Satz 1 Genannten einen Ver­
gleichsvorschlag unterbreiten.

(2) [unverändert]
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geltende Fassung AE-ADH
§ 408a Strafbefehlsantrag nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens

(1) 1 Ist das Hauptverfahren bereits eröffnet, so 
kann im Verfahren vor dem Strafrichter und dem 
Schöffengericht die Staatsanwaltschaft einen Straf­
befehlsantrag stellen, wenn die Voraussetzungen 
des § 407 Abs. 1 Satz 1 und 2 vorliegen und wenn 
der Durchführung einer Hauptverhandlung das 
Ausbleiben oder die Abwesenheit des Angeklagten 
oder ein anderer wichtiger Grund entgegensteht. 
2 In der Hauptverhandlung kann der Staatsanwalt 
den Antrag mündlich stellen; der wesentliche In­
halt des Strafbefehlsantrages ist in das Sitzungspro­
tokoll aufzunehmen. 3 § 407 Abs. 1 Satz 4, § 408 
finden keine Anwendung.

(2) 1 Der Richter hat dem Antrag zu entspre­
chen, wenn die Voraussetzungen des § 408 Abs. 3 
Satz 1 vorliegen. 2 Andernfalls lehnt er den Antrag 
durch unanfechtbaren Beschluß ab und setzt das 
Hauptverfahren fort.

§ 408a Strafbefehlsantrag nach Eröffnung des 
Hauptverfahrens

(1) 1 Ist das Hauptverfahren bereits eröffnet, so 
kann im Verfahren vor dem Strafrichter und dem 
Schöffengericht die Staatsanwaltschaft einen Straf­
befehlsantrag stellen, wenn die Voraussetzungen 
des § 407 Abs. 1 Satz 1 und 2 vorliegen und wenn 
der Durchführung einer Hauptverhandlung das 
Ausbleiben oder die Abwesenheit des Angeklagten 
oder ein anderer wichtiger Grund entgegensteht. 
2 In der Hauptverhandlung kann der Staatsanwalt 
den Antrag mündlich stellen. 3 § 407 Abs. 1 Satz 4, 
§ 408 finden keine Anwendung.
 
 

(2) [unverändert]

  
§ 418 Durchführung der Hauptverhandlung

(1) 1 Stellt die Staatsanwaltschaft den Antrag, 
so wird die Hauptverhandlung sofort oder in kur­
zer Frist durchgeführt, ohne daß es einer Entschei­
dung über die Eröffnung des Hauptverfahrens be­
darf. 2 Zwischen dem Eingang des Antrags bei 
Gericht und dem Beginn der Hauptverhandlung 
sollen nicht mehr als sechs Wochen liegen.

(2) 1 Der Beschuldigte wird nur dann geladen, 
wenn er sich nicht freiwillig zur Hauptverhand­
lung stellt oder nicht dem Gericht vorgeführt 
wird. 2 Mit der Ladung wird ihm mitgeteilt, was 
ihm zur Last gelegt wird. 3 Die Ladungsfrist be­
trägt vierundzwanzig Stunden.

(3) 1 Der Einreichung einer Anklageschrift be­
darf es nicht. 2 Wird eine solche nicht eingereicht, 
so wird die Anklage bei Beginn der Hauptver­
handlung mündlich erhoben und ihr wesentlicher 
Inhalt in das Sitzungsprotokoll aufgenommen. 
3 § 408a gilt entsprechend.

(4) Ist eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs 
Monaten zu erwarten, so wird dem Beschuldigten, 
der noch keinen Verteidiger hat, für das beschleu­
nigte Verfahren vor dem Amtsgericht ein Verteidi­
ger bestellt.

§ 418 Durchführung der Hauptverhandlung
(1) [unverändert]

 
 
 
 
 
 

(2) [unverändert]
 
 
 
 
 

(3) 1 Der Einreichung einer Anklageschrift be­
darf es nicht. 2 Wird eine solche nicht eingereicht, 
so wird die Anklage bei Beginn der Hauptver­
handlung mündlich erhoben. 3 § 408a gilt entspre­
chend.
 

(4) [unverändert]
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Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes

geltende Fassung AE-ADH
§ 169

(1) 1 Die Verhandlung vor dem erkennenden 
Gericht einschließlich der Verkündung der Urteile 
und Beschlüsse ist öffentlich. 2 Ton- und Fernseh-
Rundfunkaufnahmen sowie Ton- und Filmaufnah­
men zum Zwecke der öffentlichen Vorführung 
oder Veröffentlichung ihres Inhalts sind unzuläs­
sig. 3 Die Tonübertragung in einen Arbeitsraum 
für Personen, die für Presse, Hörfunk, Fernsehen 
oder für andere Medien berichten, kann von dem 
Gericht zugelassen werden. 4 Die Tonübertragung 
kann zur Wahrung schutzwürdiger Interessen der 
Beteiligten oder Dritter oder zur Wahrung eines 
ordnungsgemäßen Ablaufs des Verfahrens teilwei­
se untersagt werden. 5 Im Übrigen gilt für den in 
den Arbeitsraum übertragenen Ton Satz 2 entspre­
chend.

(2) 1 Tonaufnahmen der Verhandlung ein­
schließlich der Verkündung der Urteile und Be­
schlüsse können zu wissenschaftlichen und histori­
schen Zwecken von dem Gericht zugelassen wer­
den, wenn es sich um ein Verfahren von her­
ausragender zeitgeschichtlicher Bedeutung für die 
Bundesrepublik Deutschland handelt. 2 Zur Wah­
rung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten 
oder Dritter oder zur Wahrung eines ordnungs­
gemäßen Ablaufs des Verfahrens können die Auf­
nahmen teilweise untersagt werden. 3 Die Aufnah­
men sind nicht zu den Akten zu nehmen und 
dürfen weder herausgegeben noch für Zwecke des 
aufgenommenen oder eines anderen Verfahrens 
genutzt oder verwertet werden. 4 Sie sind vom Ge­
richt nach Abschluss des Verfahrens demjenigen 
zuständigen Bundes- oder Landesarchiv zur Über­
nahme anzubieten, das nach dem Bundesarchivge­
setz oder einem Landesarchivgesetz festzustellen 
hat, ob den Aufnahmen ein bleibender Wert zu­
kommt. 5 Nimmt das Bundesarchiv oder das jewei­
lige Landesarchiv die Aufnahmen nicht an, sind 
die Aufnahmen durch das Gericht zu löschen.

(3) 1 Abweichend von Absatz 1 Satz 2 kann 
das Gericht für die Verkündung von Entschei­
dungen des Bundesgerichtshofs in besonderen Fäl­
len Ton- und Fernseh-Rundfunkaufnahmen sowie 
Ton- und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffent­
lichen Vorführung oder der Veröffentlichung ihres 
Inhalts zulassen. 2 Zur Wahrung schutzwürdiger 
Interessen der Beteiligten oder Dritter sowie eines 
ordnungsgemäßen Ablaufs des Verfahrens können 
die Aufnahmen oder deren Übertragung teilweise 
untersagt oder von der Einhaltung von Auflagen 
abhängig gemacht werden.

(4) Die Beschlüsse des Gerichts nach den Absät­
zen 1 bis 3 sind unanfechtbar.

§ 169
(1) [unverändert]

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 

(2) 1 Tonaufnahmen der Verhandlung ein­
schließlich der Verkündung der Urteile und Be­
schlüsse können zu wissenschaftlichen und histori­
schen Zwecken von dem Gericht zugelassen wer­
den, wenn es sich um ein Verfahren von her­
ausragender zeitgeschichtlicher Bedeutung für die 
Bundesrepublik Deutschland handelt. 2 Zur Wah­
rung schutzwürdiger Interessen der Beteiligten 
oder Dritter oder zur Wahrung eines ordnungs­
gemäßen Ablaufs des Verfahrens können die Auf­
nahmen teilweise untersagt werden. 3 Die Aufnah­
men sind nicht zu den Akten zu nehmen und 
dürfen weder herausgegeben noch für Zwecke des 
aufgenommenen oder eines anderen Verfahrens 
genutzt oder verwertet werden. 4 Sie sind vom Ge­
richt nach Abschluss des Verfahrens demjenigen 
zuständigen Bundes- oder Landesarchiv zur Über­
nahme anzubieten, das nach dem Bundesarchivge­
setz oder einem Landesarchivgesetz festzustellen 
hat, ob den Aufnahmen ein bleibender Wert zu­
kommt. 5 Nimmt das Bundesarchiv oder das jewei­
lige Landesarchiv die Aufnahmen nicht an, sind 
die Aufnahmen durch das Gericht zu löschen. 
6 Dieser Absatz gilt nicht für Verhandlungen in 
Strafsachen.

(3) [unverändert]
 
 
 
 
 
 
 
 
  

(4) [unverändert]

2.

II. Folgeänderungen
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